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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1968/73 zur Festlegung der im Falle von Störungen auf dem Getreidesektor 
anzuwendenden Grundregeln 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Getreide 1 ), zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 1346/73 2 ), insbesondere 
auf Artikel 19 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 19 der Verordnung Nr. 120/67/ 
EWG können die erforderlichen Maßnahmen ergrif- 
fen werden, wenn der cif-Preis für bestimmte Ge- 
treidearten den Schwellenpreis erheblich überschrei- 
tet. 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. 1968/73 des Ra- 
tes vom 19. Juli 1973 zur Festlegung der im Falle von 
Störungen auf dem Getreidesektor anzuwendenden 
Grundregeln wurden die Maßnahmen festgelegt, die 
auf Grund des vorgenannten Artikels 19 ergriffen 
werden können. Eine dieser Maßnahmen ist die Mög- 
lichkeit, eine Abschöpfung bei der Ausfuhr zu er- 
heben. 

Zu den Kriterien, die bei der Festsetzung der Aus- 
fuhrabschöpfung zu berücksichtigen sind, gehört bei 
den Grunderzeugnissen unter anderem auch der cif- 
Preis. Es hat sich jedoch gezeigt, daß der cif-Preis, 
so wie er in den Vorschriften über die Einfuhrrege- 
lung definiert ist und der als ein Element für die 
Auslösung der in der Verordnung (EWG) Nr. 1968/ 
73 genannten Maßnahmen dient, kein geeignetes 
Kriterium ist, um einer defizitären Situation zu be- 


gegnen. Aus diesem Grunde und in dem Bestreben, 
eine der Lage angemessene und den Bedürfnissen 
des Marktes entsprechende Ausfuhrpolitik betrei- 
ben zu können, ist es unerläßlich, die Festsetzung der 
Ausfuhrabschöpfung ausschließlich den für die Aus- 
fuhrregelung geltenden Kriterien zu unterwerfen. 

Die Vorschriften der Verordnung (EWG) Nr. 1968/ 
73 sehen für die Getreideverarbeitungserzeugnisse 
eine Ausfuhrabschöpfung vor, die von der für das 
Grunderzeugnis gültigen Ausfuhrabschöpfung abge- 
leitet ist. Ein solches Kriterium trägt nur ungenü- 
gend den Anforderungen und besonderen Merkma- 
len der Märkte für die Verarbeitungserzeugnisse 
Rechnung. Es ist daher angebracht, weniger starre 
Kriterien bei der Festsetzung der Ausfuhrabschöp- 
fung für diese Erzeugnisse zu verwenden — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

A r t i k e 1 1 

Die Absätze 1 und 2 von Artikel 3 der Verordnung 

(EWG) Nr. 1968/73 erhalten folgende Fassung: 

„1. Bei der Festsetzung der Abschöpfung bei der 
Ausfuhr für die in Artikel 1 Buchstaben a und b 
der Verordnung Nr. 120/67/EWG genannten Er- 
zeugnisse werden folgende Faktoren berück- 
sichtigt: 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 28. Mai 1973, S. 8 
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a) die Lage und voraussichtliche Entwicklung 

— der Getreidepreise und der verfügbaren 
Mengen auf dem Markt der Gemein- 
schaft, 

— der Getreidepreise sowie der Preise für 
Getreideerzeugnisse auf dem Weltmarkt; 

b) die Ziele der gemeinsamen Marktorgani- 
sation für Getreide, die darin bestehen, den 
Getreidemärkten eine hinsichtlich Versor- 
gung und Handel ausgewogene Lage zu ge- 
währleisten; 

c) das Erfordernis, Störungen auf dem Markt 
der Gemeinschaft zu verhindern; 

d) der wirtschaftliche Aspekt der Ausfuhren. 

2. Bei der Festsetzung der Abschöpfung bei der 
Ausfuhr für die in Artikel 1 Buchstaben c und d 
der Verordnung Nr. 120/67/EWG genannten Er- 
zeugnisse, ausgenommen die Erzeugnisse der 
Tarifstellen 11.08 A I, III, IV und V, der Tarif- 
nummer 11.09 und der Tarifstellen 17.02 B II, 
17.05 B und 23.03 A I des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs, finden die in Absatz 1 Buchstaben a, b, c 
und d genannten Faktoren Anwendung. Außer- 
dem werden folgende besondere Faktoren be- 
rücksichtigt: 

a) die Getreidepreise auf den einzelnen Märk- 
ten der Gemeinschaft; 

b) die für die Herstellung der betreffenden Er- 
zeugnisse erforderlichen Getreidemengen 
und gegebenenfalls der Wert der Nebener- 
zeugnisse; 

c) Möglichkeiten und Bedingungen für den 
Verkauf der betreffenden Erzeugnisse auf 
dem Weltmarkt.“ 


Artikel 2 

Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1968/73 erhält 
folgende Fassung: 

„1. Die Durchführungsbestimmungen zu dieser Ver- 
ordnung werden nach dem Verfahren des Arti- 
kels 26 der Verordnung Nr. 120/67/EWG erlas- 
sen. 

2. Nach dem gleichen Verfahren und für jedes Er- 
zeugnis wird 

— die Einführung der in Artikel 2 und die Auf- 
hebung der in Artikel 2 Absatz 1 zweiter, 
dritter und vierter Gedankenstrich genann- 
ten Maßnahmen beschlossen, 

— die Abschöpfung bei der Ausfuhr regelmä- 
ßig festgesetzt. 

3. Die Kommission kann, soweit erforderlich, die 
Abschöpfung bei der Ausfuhr einführen, aufhe- 
ben oder ändern." 


Artikel 3 

Artikel 5 erster Absatz der Verordnung (EWG) Nr. 
1968/73 erhält folgenden Wortlaut: 

„Die Kommission kann in dringenden Fällen die in 
Artikel 2 Absatz 1 dritter und vierter Gedanken- 
strich genannten Maßnahmen ergreifen. Sie noti- 
fizieret den Mitgliedstaaten ihre Entscheidung und 
gibt sie an ihrem Sitz durch Anschlag bekannt." 


Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27 . Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 

4. Oktober 1973 - 1/4 (IV/ 1 ) -680 70 -E- Ge 39/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 21. September 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 


2 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1074 


Begründung 


1. Artikel 19 der Verordnung Nr. 120/67/EWG 
sieht vor, daß die erforderlichen Maßnahmen er- 
griffen werden können, wenn der cif-Preis für be- 
stimmte Getreidearten den Schwellenpreis erheblich 
überschreitet. Unter cif-Preis im Sinne dieser Vor- 
schrift ist der nach den Kriterien der Einfuhrregelung 
errechnete cif-Preis zu verstehen. 

2. Der Rat hat mit der Verordnung (EWG) Nr. 
1968/73 die im Falle von Störungen auf dem Getrei- 
desektor anzuwendenden Grundregeln erlassen. 
Hierunter fallen bestimmte Maßnahmen, die ergrif- 
fen werden können, wenn der vorstehend definierte 
cif-Preis den Schwellenpreis um mindestens 2 v. H. 
überschreitet. Der für die Berechnung der Einfuhr- 
abschöpfung berücksichtigte cif-Preis wird somit als 
ein Element für die Auslösung der vorgesehenen 
Maßnahmen angesehen. 

3. Zu den in der Verordnung (EWG) Nr. 1968/73 
vorgesehenen Maßnahmen gehört die Anwendung 
einer Ausfuhrabschöpfung. Für die Festsetzung sind 
gemäß Artikel 3 dieser Verordnung mehrere Krite- 
rien zu berücksichtigen. Hierzu gehört auch der cif- 


Preis. Die Erfahrung hat jedoch gezeigt, daß der 
cif-Preis, so wie er in den Vorschriften über die 
Einfuhrregelung definiert ist, kein geeignetes Krite- 
rium für die Festsetzung der Ausfuhrabschöpfung 
darstellt. 

Es ist daher angebracht, einerseits auf die Anwen- 
dung von Kriterien zu verzichten, die sich auf andere 
als in der Verordnung (EWG) Nr. 1968/73 ange- 
sprochene Situationen beziehen und andererseits 
die Festsetzung der Ausfuhrabschöpfung ausschließ- 
lich den für die Ausfuhrregelung gültigen Kriterien 
zu unterwerfen. Um dieses Ziel zu erreichen, wird 
vorgeschlagen, Artikel 3 Absatz 2 a) der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1968/73 zu streichen. 

4. Der Vorschlag, Artikel 3 Absätze 2 a und 2 b zu 
streichen, ist dadurch gerechtfertigt, daß der gegen- 
wärtige Text die Ausfuhrabschöpfung für Getreide- 
verarbeitungserzeugnisse zu sehr an die Ausfuhr- 
abschöpfung des Grunderzeugnisses bindet. Im In- 
teresse einer der Lage angepaßten Marktverwaltung 
empfehlen sich flexiblere Kriterien, die den Beson- 
derheiten der betreffenden Märkte Rechnung tra- 
gen. 
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